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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.02.1934 

Geschäftszahl 

1508/33 

Rechtssatz 

Die Beihilfe muß sich unmittelbar auf die strafbare Handlung selbst beziehen. Anmerkung: Dieses Erfordernis 
fand der VwGH im Beschwerdefall nicht gegeben. Die von der Behörde als Hilfeleistung (zum illegalen 
Grenzübertritt eines Nationalsozialisten nach Deutschland) qualifizierte Handlung (Übergabe eines 
Empfehlungsschreibens, das dem Haupttäter das Weiterkommen in Deutschland ermöglichen sollte) habe - so 
der VwGH - eine Erleichterung der Ausreise nur insoferne bewirkt, "als durch die Aussicht auf den Erfolg der 
Empfehlung DER ENTSCHLUß ZUR AUSREISE bei A erleichtert worden ist". 


